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Handel mit Menschen: GdP fordert
dringende Maßnahmen gegen

Missbrauch
In einem aktuellen Bericht äußert GdP-Bundesvorsitzender
Jochen Kopelke Besorgnis über die steigende Ausbeutung
Minderjähriger und Zwangsheiraten. Um diese Probleme
nachhaltig zu bekämpfen, fordert er mehr Personal und

Befugnisse für die Polizei sowie eine enge Zusammenarbeit
mit Behörden und Social-Media-Unternehmen. Der Artikel

beleuchtet auch die Verpflichtung der Bundesregierung, EU-
Richtlinien zur Bekämpfung von Menschenhandel in

nationales Recht umzusetzen. Erfahren Sie mehr über die
Herausforderungen und Handlungsempfehlungen zur

Prävention von Gewalt und Menschenhandel.



Wachsende Besorgnis über
Menschenhandel in Deutschland: Ein Aufruf
zur Zusammenarbeit

Das Thema Menschenhandel und die damit verbundene
Ausbeutung nehmen in Deutschland alarmierende Ausmaße an.
Besonders in den letzten Jahren hat sich der Fokus auf die
Ausbeutung von Minderjährigen und Zwangsheiraten gerichtet.
Diese Entwicklungen wurden im aktuellen Bundeslagebild des
Bundeskriminalamtes (BKA) aufgezeigt, wobei die Gewerkschaft



der Polizei (GdP) eindringlich die Notwendigkeit eines
verstärkten Gesetzesrahmens betont.

Der GdP-Bundesvorsitzende Jochen Kopelke verdeutlicht, dass
es nicht nur um die Strafe der Täter geht, sondern auch um die
Prävention von Verbrechen, die häufig über das Internet
begangen werden. Angesichts der steigenden Zahl von Fällen, in
denen Jugendliche über soziale Medien in
Ausbeutungssituationen geraten, fordert die GdP mehr
Handlungsmöglichkeiten für die Polizei sowie für Social-Media-
Unternehmen. Letztere sollen in ihrer Verantwortung stehen,
Vermutungen über potenzielle Straftaten ernsthaft zu prüfen
und Meldungen aktiv zu unterstützen.

Ein wesentlicher Punkt, den Kopelke anspricht, ist die Bedeutung
der interdisziplinären Zusammenarbeit. Die Bekämpfung von
Menschenhandel kann nicht allein durch die Polizei erfolgen.
Hier sind eine enge Kooperation zwischen Polizei,
Staatsanwaltschaften und Sozialbehörden sowie die
Unterstützung der Zivilgesellschaft gefragt. Durch einen
pädagogischen Ansatz und die Sensibilisierung in der
Bevölkerung könnten möglicherweise Präventionsmaßnahmen
ergriffen werden, um Risikofaktoren frühzeitig zu identifizieren.

Die Notwendigkeit raschen Handelns wird umso dringlicher, da
bis Juli 2026 die EU-Richtlinie zur Bekämpfung des
Menschenhandels in nationales Recht umgesetzt werden sollte.
Kopelke appelliert an die Bundesregierung, Zwangsheiraten als
Menschenhandel zu kennzeichnen und entsprechend zu
bestrafen. Dies würde nicht nur statistische Daten verändern,
sondern auch den Opfern eine Stimme geben und ihnen
rechtlichen Schutz verschaffen.

Die GdP setzt sich bereits seit Jahren aktiv für Themen wie
häusliche Gewalt gegen Frauen und Minderjährige ein. Ihre
Bundes-Frauengruppe hat zahlreiche Initiativen zur Bekämpfung
dieser Probleme gestartet, die aufzeigen, wie wichtig ein
Schutzraum für Betroffene ist und wie essential rechtliche



Maßnahmen zur Eindämmung solcher Delikte sind.

In der aktuellen Diskussion um menschenrechtliche Standards
und das Wohl von Betroffenen ist es entscheidend, dass alle
gesellschaftlichen Akteure an einem Strang ziehen. Nur durch
umfassende Aufklärung und präventives Handeln kann man den
Teufelskreis von Ausbeutung und Menschenhandel
durchbrechen.

Für mehr Informationen über den aktuellen Stand der
Ermittlungen und Schutzmaßnahmen gegen Menschenhandel
stellen wir wichtige Ressourcen zur Verfügung.
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